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205 unmittelbare Mitgliedsstädte

darunter

-  107 kreisfreie Städte (einschließlich Stadtstaaten)
- 98 kreisangehörige Städte

3240 mittelbare Mitgliedsstädte

zwölf außerordentliche Mitglieder:
Höhere Kommunalverbände, Regionalverbände, 
Fachverbände

Die Mitgliedsstädte gehören einem der 
folgenden 16 Mitgliedsverbände an:

Städtetag Baden-Württemberg
Bayerischer Städtetag
Landesgeschäftsstelle Berlin
Städte- und Gemeindebund Brandenburg
Landesverband Bremen
Landesgeschäftsstelle Hamburg
Hessischer Städtetag
Städte- und Gemeindetag Mecklenburg-Vorpommern
Niedersächsischer Städtetag
Städtetag Nordrhein-Westfalen
Städtetag Rheinland-Pfalz
Saarländischer Städte- und Gemeindetag
Sächsischer Städte- und Gemeindetag
Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt
Städtetag Schleswig-Holstein
Gemeinde- und Städtebund Thüringen

Mitglieder

Organe

Präsident

auf zwei Jahre von der Hauptversammlung aus der Mitte des Präsidiums gewählt.

Hauptversammlung

769 Delegierte, von den unmittelbaren Mitgliedsstädten, von den Mitgliedsverbänden aus dem Bereich der 
mittelbaren Mitgliedsstädte und von den außerordentlichen Mitgliedern entsandt. Ferner sind die Mitglieder 
des Hauptausschusses und des Präsidiums stimmberechtigt.
Tagt alle zwei Jahre unter Vorsitz des Präsidenten.

Hauptausschuss

rund 135 Mitglieder, 
von den Landes verbänden entsandt und vom
Hauptausschuss zugewählt.

Tagt dreimal jährlich unter Vorsitz des Präsidenten.

Präsidium

41 Mitglieder, 
vom Hauptausschuss gewählt.

Tagt fünfmal jährlich unter Vorsitz des Präsidenten.

Hauptgeschäftsstelle

Finanzen
Bildung, Kultur, Sport und Gleichstellung
Arbeit, Jugend, Gesundheit und Soziales
Stadtentwicklung, Bauen, Wohnen und Verkehr
Umwelt, Wirtschaft, Brand und Katastrophenschutz
Recht und Verwaltung
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Fachausschüsse

Finanzen
Schule und Bildung
Kultur
Sport
Soziales, Jugend und Familie
Frauen- und Gleichstellungsangelegenheiten
Bau und Verkehr
Umwelt
Wirtschaft und Europ. Binnenmarkt
Recht und Verfassung
Gesundheit
Personal und Organisation
Presse
Ausschuss für mittlere Städte

Hauptgeschäftsführer

vom Hauptausschuss gewählt, Präsidiumsmitglied kraft Amtes.

Deutscher Städtetag

3445 Mitgliedsstädte
mit über 51 Millionen Einwohnern
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Die Arbeit des Deutschen Städtetages 2011/2012 
in Schwerpunkten

Gemeindefi nanzkommission 

Einen wesentlichen Schwerpunkt in der Arbeit des Deutschen Städtetages bildete die 
Mitarbeit in der Gemeindefi nanzkommission, die die Bundesregierung im Februar 2010 
mit dem Ziel einsetzte, „Lösungsvorschläge zu den dringendsten Problemen des kom-
munalen Finanzsystems zu erarbeiten“. Die Gemeindefi nanzkommission schloss ihre 
Arbeiten in 2011 ab. Aus Sicht des Deutschen Städtetages können die Ergebnisse 
der Gemeindefi nanzkommission als Erfolg gewertet werden. Die Kommission hat im 
Steuerbereich keine inhaltlichen Beschlüsse gefasst, so dass eine Beschädigung der 
Gewerbesteuer verhindert wurde. Dies gelang mithilfe der besseren Argumente und 
dem entschlossenen Vortrag durch die Kommunen und ihre Spitzenverbände. Auch für 
die im „Vermittlungsverfahren zum Regelbedarfsermittlungsgesetz“ vereinbarte Über-
nahme der Kosten für die Grundsicherung im Alter durch den Bund wurde der Grund-
stein bereits in der Gemeindefi nanzkommission gelegt. Mit dem Ziel der Verbesserung 
der kommunalen Finanzsituation hat sich der Bund verpfl ichtet, die Kosten der Grund-
sicherung im Alter und bei Erwerbsminderung sukzessive und ab 2014 vollständig 
zu übernehmen. Die hiermit im Zusammenhang stehenden Gesetzgebungsverfahren 
standen im besonderen Fokus der Arbeit des Deutschen Städtetages. 

Erfreulich war zudem, dass im Rahmen der Arbeitsgruppe Rechtsetzung der Ge-
meindefi nanzkommission erste wichtige Schritte für eine verbesserte Beteiligung der 
Kommunen an der Gesetzgebung des Bundes erreicht werden konnten. Es ist dem 
Deutschen Städtetag gelungen, die Notwendigkeit transparenter, verlässlicher Be-
teiligungsrechte der Kommunen im Gesetzgebungsverfahren und eine verbindliche 
Kostenfolgenabschätzung verstärkt in den Blick zu rücken. Nach Änderung der ge-
meinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien wird den kommunalen Spitzen-
verbänden nunmehr ein privilegiertes Anhörungsrecht vor den Zentral- und Gesamt-
verbänden gewährt. Ebenso wurde in die Geschäftsordnung des Bundestages eine 
Anhörungsverpfl ichtung der kommunalen Spitzenverbände in dem für ein Gesetz-
gebungsverfahren federführenden Ausschuss eingeführt. Auch die Erweiterung der 
Prüfungskompetenzen des Nationalen Normenkontrollrates um die Darstellung und 
Bewertung von Folgekosten einer gesetzlichen Neuregelung schafft Transparenz im 
Gesetzgebungsverfahren. Zwar konnten sich die kommunalen Spitzenverbände mit 
ihrer seit langem bestehenden Forderung der verfassungsrechtlich verankerten Anhö-
rungsrechte der Kommunen im Grundgesetz nicht durchsetzen. Hierfür, wie auch für 
eine künftige Beteiligungsmöglichkeit im Bundesrat und im Vermittlungsverfahren, wird 
sich der Deutsche Städtetag weiterhin stark machen. 
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Fiskalpakt und Kommunalfi nanzierung

In den fi nanzpolitischen Themen war die Arbeit des Deutschen Städtetages von der 
europäischen Staatsschuldenkrise und den entsprechenden Abwehrmaßnahmen be-
herrscht. Der Fiskalpakt als zentrales europäisches Regelwerk zur Vermeidung zukünf-
tiger Krisen fordert die Einhaltung eines strukturellen Defi zits aller öffentlichen Haus-
halte in Höhe von insgesamt 0,5 Prozent des BIP. Im Rahmen der innerstaatlichen 
Umsetzung ist bis zum Jahr 2020 wie bislang keine länder-individuelle Zurechnung 
der kommunalen Defi zite geplant. Zu begrüßen sind die weiteren Vereinbarungen, die 
zwischen Bund und Ländern im Rahmen der Fiskalpaktdiskussionen getroffen wur-
den. So übernimmt der Bund ab 2012 teilweise und ab 2014 vollständig die Ausga-
ben der Kommunen für die Grundsicherung im Alter. Auch hat er die Einführung eines 
Bundesleistungsgesetzes für Menschen mit Behinderungen in der nächsten Legisla-
turperiode zugesagt. Zudem hat sich der Bund in den Verhandlungen zum Fiskalpakt 
bereit erklärt, den Ausbau der Kindertagesbetreuung für zusätzlich 30.000 Plätze und 
damit auf insgesamt 780.000 Plätze bundesweit anteilig zu fi nanzieren. Dieses Inves-
titionskostenprogramm II sieht eine fi nanzielle Beteiligung des Bundes mit zusätzlich 
580,5 Millionen Euro sowie eine Erhöhung der jährlichen Betriebskostenmittel von bis-
her 770 Millionen Euro pro Jahr um weitere 37,5 Millionen Euro im Jahr 2014 und um 
dauerhaft 75 Millionen Euro ab dem Jahr 2015 vor. Zu begrüßen ist, dass der Bund 
trotz Scheitern des Fiskalpaktgesetzes im Bundesrat erklärt hat, am Vorhaben des In-
vestitionskostenprogramms II und der Erhöhung der Bundesmittel für Betriebskosten 
festzuhalten und noch in der laufenden Legislaturperiode ein eigenes Gesetz hierzu in 
den Bundestag einzubringen. 

Der Deutsche Städtetag setzt sich vehement dafür ein, dass der Kommunalkredit auch 
in Zukunft als Hauptinstrument zur Finanzierung kommunaler Aufgaben zur Verfügung 
steht. Der kostengünstige Kommunalkredit wird jedoch bankenseitig vermehrt in Frage 
gestellt. Das für Banken margenarme, weil risikoarme Geschäft wird problematisiert. 
Zum Teil geschieht dies unter Hinweis auf die Regelungen zu Basel III. Allerdings ist für 
Kommunen als juristische Personen des öffentlichen Rechts in allen Ländern die Insol-
venzfähigkeit ausgeschlossen. Zudem wurde in den Verhandlungen zum Fiskalpakt die 
Verantwortung von Bund und Ländern für die kommunale Ebene deutlich benannt, die 
meisten Länder mit hohen kommunalen Schuldenständen haben dieser Verantwortung 
entsprechend inzwischen kommunale Entschuldungsprogramme aufgelegt. 

Steuerpolitik

Schwerpunkte im Bereich der Steuerpolitik waren die Reform der Grundsteuer und die 
Umsatzbesteuerung der öffentlichen Hand. Seit Januar 2011 läuft die Verprobung dreier 
aktueller Grundsteuermodelle durch eine länderoffene Arbeitsgruppe unter Beteiligung 
der Kommunalen Spitzenverbände. Erst nach der Bundestagswahl im Herbst 2013 sol-
len Ergebnisse präsentiert werden. Entscheidend wird sein, ob Bund und Länder dann 



den politischen Mut zur Durchsetzung der dringend erforderlichen Grundsteuerreform 
aufbringen. 

Immer mehr Leistungen der Daseinsvorsorge werden durch einen maßgeblich von der 
Rechtsprechung und der Finanzverwaltung vorangetriebenen Prozess der Umsatz-
besteuerung unterworfen. Hierdurch wird die kommunale Daseinsvorsorge erheblich 
verteuert und es werden hohe Bürokratiekosten erzeugt, denen keinerlei Mehrwert für 
die Bürgerinnen und Bürger gegenüber steht. Besonders drastisch getroffen hat die 
Kommunen eine durch die Rechtsprechung initiierte Ausweitung der Umsatzsteuer-
pfl icht auf interkommunale Kooperationen und Beistandsleistungen sowie auf einen 
Großteil der sog. vermögensverwaltenden Tätigkeiten der Kommunen. Der Deutsche 
Städtetag konnte die Auswirkungen dieser Rechtsprechung insoweit einfangen, als 
eine Zusage der Finanzverwaltung erwirkt wurde, nach der die bisherige (und für die 
Kommunen günstigere) Verwaltungspraxis für einen Übergangszeitraum von fünf Jah-
ren weiter angewendet werden kann. Dieser Aufschub gibt den Städten und Gemein-
den ein Zeitfenster, um sich auf die neue Rechtslage organisatorisch einzustellen und 
gesetzliche Änderungen im nationalen und europäischen Umsatzsteuerrecht auf den 
Weg zu bringen.

Zudem konnte der Deutsche Städtetag insbesondere für den Bereich der interkommu-
nalen Kooperationen eine breite politische Unterstützung für das Ziel einer gesetzlichen 
Absicherung der bisherigen Verwaltungspraxis gewinnen. Das Ergebnis ist noch offen. 

Finanzausgleich und Konnexitätsprinzip

Mit dem Begriff der Konnexität ist die Erwartung auf eine Verbesserung der kommuna-
len Finanzausstattung verbunden. Die Erfahrungen im Berichtsraum zeigen allerdings, 
dass Bund und Länder trotz der eindeutigen Rechtslage immer wieder nach Umge-
hungsstrategien suchen, um Konnexitätsverpfl ichtungen möglichst weitgehend aus-
zuschließen. Als problematisch erweisen sich unter anderem Standarderhöhungen bei 
sogenannten Alt-Aufgaben oder Zuständigkeitsklauseln im Landesrecht. Auch bei der 
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention in die deutsche Rechtsordnung wird 
die fi skalische Schutzfunktion des Konnexitätsprinzips auf die Probe gestellt. Nach der 
grundgesetzlichen Kompetenzordnung sind die Länder zur Transformation des Rechts 
auf inklusive Bildung verpfl ichtet und haben dabei ihre Konnexitätsverpfl ichtungen zu 
erfüllen. 

Der Deutsche Städtetag hat sich auch im Berichtszeitraum für einen verbesserten ver-
fassungsrechtlichen Schutz der Kommunen im Sinne einer fi nanziellen Mindestfi nanz-
ausstattungsgarantie eingesetzt. Eine solche Mindestfi nanzausstattung wäre als abso-
lut geschützte Untergrenze nicht verhandelbar und unterläge weder der Relativierung 
durch andere öffentliche Belange, noch dürfte sie unter Verweis auf die Haushaltsnot 
der Länder unterschritten werden. Auch der Verfassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz 
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hat das Dilemma der Kommunen in einer Entscheidung aus Februar 2012 erkannt und 
die (Letzt-)Finanzierungsverantwortung der Länder deutlich herausgearbeitet. Im zwei-
stufi gen Aufbau des grundgesetzlichen Bundesstaates, so das Gericht, seien die Kom-
munen Teile der Länder und unterhielten keine Rechtsbeziehung zum Bund. Das Land 
sei daher verpfl ichtet, die fi nanziellen Belange seiner Kommunen auf Bundesebene als 
eigene zu wahren und durchzusetzen.

Ausbau der Betreuungsplätze für Kinder unter drei Jahren

Für viele Städte stellt der Rechtsanspruch für Kinder ab dem ersten Lebensjahr auf Kinderta-

gesbetreuung ab dem 1.8.2013 eine große Herausforderung dar. Die von Bund und Ländern 

zugrundegelegte Versorgungsquote von bundesweit durchschnittlich 39 Prozent reicht in 

vielen Großstädten bei weitem nicht aus, um den tatsächlichen Bedarf an Betreuungsplätzen 

zu erfüllen. Der Deutsche Städtetag hat den Vorbereitungsprozess der Städte intensiv be-

gleitet, innovative Konzepte zur Schaffung fl exibler und bedarfsgerechter Angebote in einem 

Kompendium erarbeitet und gemeinsam mit dem Difu eine Fachtagung zum Ausbau der 

Kindertagesbetreuung durchgeführt. Umfragen des Städtetages bei seinen Mitgliedsstädten 

zum Stand der Ausbauzahlen und der geschätzten Bedarfsquote zeigen, dass der Rechts-

anspruch fl ächendeckend nicht erfüllt werden kann. Insbesondere fehlt es an ausgebildeten 

Erziehern/-innen und an Grundstücken, auf denen die erforderlichen Neubauten rechtzeitig 

realisiert werden könnten. Der Deutschen Städtetag hat sich vor allem dafür eingesetzt, dass 

von Seiten der Länder zugesagten Finanzmittel rechtzeitig zur Verfügung gestellt werden, 

verstärkte Anstrengungen zur Fachkräftegewinnung erfolgen und dass die von Seiten des 

Bundes zur Verfügung gestellten Investitionsmittel an die Kommunen weitergereicht wer-

den. Im Zusammenhang mit der Diskussion um die Einführung eines Betreuungsgeldes hat 

der Deutsche Städtetag darauf aufmerksam gemacht, dass die Realisierung des Rechtsan-

spruchs auf Kindertagesbetreuung von Bund, Ländern und Kommunen gemeinsam prioritär 

behandelt werden muss. Darüber hinaus hat die Hauptgeschäftsstelle an einem Rechtsgut-

achten des BMFSFJ zum Umfang des Rechtsanspruchs auf Kindertagesbetreuung bera-

tend mitgewirkt und ein eigenes Folgegutachten zu möglichen Schadensersatzforderungen 

der Eltern bei Nichterfüllung des Rechtsanspruchs in Auftrag gegeben und inhaltlich beglei-

tet. Die Ergebnisse des Gutachtens wurden im Januar 2013 der Öffentlichkeit vorgestellt. 

Neubemessung der Regelleistungen im SGB II und SGB XII und die Ein-
führung eines Bildungs- und Teilhabepakets

Die aufgrund der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur Bemessung der 
Regelleistungen für Erwachsene und für Kinder nach dem SGB II notwendigen Neure-
gelungen sehen neben einer Neubemessung der Regelbedarfe im SGB II und SGB XII 
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und deren moderaten Erhöhung, die Einführung des Bildungs- und Teilhabepakets vor. 
Die für die neuen Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets im SGB II, im SGB XII 
und im Bundeskindergeldgesetz/Wohngeldgesetz vorgesehene Leistungsträgerschaft 
der Kommunen wurde erst Anfang 2011 im Vermittlungsverfahren vereinbart. Die Leis-
tungen traten rückwirkend zum 1.1.2011 in Kraft. Die Kommunen hatten daher nur sehr 
wenig Zeit, sich auf die – rückwirkende – Umsetzung dieses neuen Leistungspakets 
einzustellen. Die Hauptgeschäftsstelle hat das Gesetzgebungsverfahren zur Einführung 
des Bildungs- und Teilhabepakets und die Umsetzung im Berichtszeitraum sehr inten-
siv begleitet. Der Deutsche Städtetag hat von Beginn an darauf aufmerksam gemacht, 
dass die Vielfalt der Leistungen, die Vielzahl der Partner und Leistungserbringer und 
die Komplexität der Administration der individuellen Rechtsansprüche große bürokrati-
sche Schwierigkeiten für die Kommunen mit sich bringt. Positiv ist, dass zwischen dem 
Bundesministerin für Arbeit und Soziales, den Ländern und den kommunalen Spitzen-
verbänden die Erarbeitung von gemeinsamen Vorschlägen zur Entbürokratisierung des 
Bildungs- und Teilhabepakets verabredet wurde, die noch in der laufenden Legislatur-
periode gesetzlich verankert werden sollen. 

Weiterentwicklung der Pfl egeversicherung

Das im Jahr 2012 beschlossene Pfl egeneuausrichtungsgesetz beinhaltet zwar einige 
Leistungsverbesserungen für Menschen mit erheblich eingeschränkter Alltagskom-
petenz, löst jedoch nicht die mit dem engen Pfl egebedürftigkeitsbegriff und dessen 
Fokussierung auf Menschen mit körperlichen Beeinträchtigungen bestehenden Pro-
bleme. Der Deutsche Städtetag hat mit großem Bedauern zu Kenntnis genommen, 
dass infolge der erneuten Einsetzung eines Expertenbeirats zur Weiterentwicklung des 
Pfl egebedürftigkeitsbegriffs die Einführung eines neuen Pfl egebedürftigkeitsbegriffs 
in dieser Legislaturperiode nicht mehr erfolgen wird. Eine Neuregelung ist dringend 
erforderlich, um in diesem Zusammenhang auch die Diskriminierung von Menschen 
mit Behinderungen durch die Regelung des § 43 a SGB XI, der die Leistungen der 
Pfl egeversicherung für Menschen in stationären Einrichtungen der Behindertenhilfe 
strikt begrenzt, zu beenden. Erfreulich ist die vom Bund gestartete „Ausbildungs –und 
Qualifi zierungsoffensive Altenpfl ege“, die gemeinsam von Bund, Ländern und Verbän-
den getragen und umgesetzt werden soll. Vereinbart wurden verstärkte Ausbildungsan-
strengungen, bedarfsorientierte Erhöhungen der Ausbildungskapazitäten, Möglichkei-
ten der Nachqualifi zierung und Weiterbildung, verbesserte Anerkennung und Ausbau 
von Qualifi kationen und attraktivere Arbeitsbedingungen in der Altenpfl ege.

Föderale Zusammenarbeit in der Bildung 

Erneut hat sich der Deutsche Städtetag im Berichtszeitraum intensiv mit den Proble-
men föderaler Zusammenarbeit in der Bildung, insbesondere im Schulbereich befasst. 
Die im Zuge der Föderalismusreform vorgenommene Entfl echtung der Zuständigkeiten 
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des Bundes und der Länder im Bildungsbereich und Abschaffung der gemeinsamen 
Bildungsplanung hat sich nicht bewährt und steht einer zukunftsorientierten Weiterent-
wicklung des Bildungssystems in Deutschland entgegen. Unter diesem Schwerpunkt 
stand auch der Ende 2012 stattfi ndende Bildungskongress „Bildung gemeinsam ver-
antworten“ des Deutschen Städtetages in dessen Rahmen eine Münchner Erklärung 
verabschiedet wurde, mit der erneut die Forderung der Abschaffung des Kooperati-
onsverbotes im Bildungsbereich und die Wiederherstellung der notwendigen Koope-
rationsmöglichkeiten zwischen Bund und Ländern in Schule und Bildung und deren 
Weiterentwicklung im Sinne eines „kooperativen Föderalismus“ erhoben wurde. Der 
Bund muss in die Lage versetzt werden, sich im Bereich Bildung fi nanziell engagieren 
zu können. Bund und Länder sollten baldmöglichst durch eine Grundgesetzänderung 
die verfassungsrechtlichen Grundlagen dafür schaffen. Darüber hinaus setzt sich der 
Deutsche Städtetag dafür ein, dass den Städten eine größere gestalterische Rolle und 
Verantwortung bei den Bildungsprozessen zukommt. Hierzu haben die Städte das Leit-
bild der „kommunalen Bildungslandschaft“ im Sinne eines vernetzten Systems von Er-
ziehung, Bildung und Betreuung im Berichtszeitraum intensiv fortentwickelt.

Inklusion im Schulbereich

Ein Schwerpunkt der bildungspolitischen Diskussion im Berichtszeitraum waren die 
Auswirkungen der UN-Behindertenrechtskonvention im Schulbereich, nach der ein 
inklusives Bildungssystem zu gewährleisten ist. Der Deutsche Städtetag begrüßt die 
mit der UN-BRK verbundene Zielsetzung, Menschen mit Behinderungen ihr Recht auf 
Bildung ohne Diskriminierung und Teilhabe auf der Grundlage der Chancengleichheit 
zu sichern. Der Deutsche Städtetag hat wiederholt darauf hingewiesen, dass nach der 
grundgesetzlichen Kompetenzordnung die Länder zur Transformation des Art. 24 UN-
BRK in das deutsche Schulrecht verpfl ichtet sind. Erforderlich ist ein Gesamtkonzept 
der Inklusion. Insbesondere ist die Finanzierung der Inklusion im Schulbereich durch 
die Länder vollumfänglich sicherzustellen. Insbesondere fordert der Deutsche Städte-
tag die Länder auf, die Konnexitätsrelevanz der Umsetzung der UN-Behindertenrechts-
konvention anzuerkennen. Diese Position wurde durch ein Rechtsgutachten von Prof. 
Dr. Höfl ing, Direktor des Instituts für Staatswissenschaften der Universität Köln unter-
mauert. Die weitere Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention im Schulbereich 
wird auch in den kommenden Jahren einen bildungspolitischen Schwerpunkt der Ar-
beit des Deutschen Städtetages darstellen. 

Wohnungsmarkt- und Mietentwicklung in Städten 

Im Laufe des Berichtszeitraums ist es in vielen Städten zu einer spürbaren Anspannung 
der Wohnungsmärkte gekommen. Eine Ursache ist der zu verzeichnende starke Zuzug 
in eine Reihe von Groß- und Universitätsstädten. Vielerorts konnte der Wohnungsneu-
bau trotz positiver Entwicklung mit der steigenden Wohnungsnachfrage nicht Schritt 
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halten. Die steigende Nachfrage führt in manchen Städten zu erheblichen Mietpreis-
steigerungen. Zudem führt der Rückgang des Sozialwohnungsbestandes sowie die In-
vestitionen in die energetische Sanierung, den altengerechten Umbau und die sonstige 
Modernisierung des Wohnungsbestandes zu Modernisierungsmieterhöhungen und da-
mit zu einer Verknappung des Angebots an preisgünstigem Wohnraum. Der Deutsche 
Städtetag hat den Bund aufgefordert, seine Kompensationszahlungen in der Wohn-
raumförderung auch nach Jahr 2013 unvermindert fortzuführen. Um den zunehmenden 
Wohnraummangel zu begegnen ist darüber hinaus angesichts der Vielschichtigkeit der 
örtlichen Rahmenbedingungen aus Sicht der Hauptgeschäftsstelle ein Mix von Maß-
nahmen erforderlich, mit dem auf die regionalen Besonderheiten des Wohnungsmark-
tes reagiert werden kann. Es wird bei der Bekämpfung der Versorgungsengpässe und 
Mietpreissteigerungen vor allem darauf ankommen, bestehende Angebotslücken durch 
Wohnungsneubau zu schließen, wobei insbesondere die Errichtung neuer Sozialwoh-
nungen mit ihren Mietpreis- und Belegungsbindungen bedeutsam ist. Die Hauptge-
schäftsstelle wird im Weiteren die Ursachen und möglichen Maßnahmen zum Umgang 
mit dem zunehmenden Wohnraummangel im Detail aufarbeiten. 

Verkehrsinfrastrukturfi nanzierung in den Städten 

Durch die Abschaffung des Gemeindeverkehrsfi nanzierungsgesetzes (GVFG) als Ge-
meinschaftsaufgabe von Bund und Ländern sind wesentliche Fragen der zukünftigen 
Verkehrsinfrastrukturfi nanzierung ungelöst. Neben dem Problem, ob und in welcher 
Höhe Mittel für die Verkehrsfi nanzierung zur Verfügung gestellt werden, entfällt zum 
1.1.2014 die gruppenspezifi sche Bindung der Mittelverwendung an gemeindeverkehrli-
che Zwecke. Der Deutsche Städtetag hat sich gegen die Aufhebung der Zweckbindung 
gewandt und zum einen auf die dringend notwendige Planungs- und Finanzierungssi-
cherheit sowie zum anderen auf die Gefahr hingewiesen, dass den Städten erhebliche 
Mittel zur Aufrechterhaltung der kommunalen Verkehrsinfrastruktur entzogen werden 
und seit vielen Jahren dringend notwendige Investitionen in die kommunale Straßen-
infrastruktur sowie den Ausbau des Nahverkehrs unterbleiben. Darüber hinaus hat der 
Deutsche Städtetag Bund und Länder aufgefordert, die GVFG-Landes- bzw. Entfl ech-
tungsmittel nach 2013 aufzustocken und auch zukünftig Verantwortung für den be-
darfsgerechten Ausbau und den Erhalt der Verkehrsinfrastruktur in den Städten und 
Gemeinden zu übernehmen. 

Vergaberecht

Die EU-Kommission hatte am 20.12.2011 ihre Vorschläge zur Vergaberechtsreform 
(Richtlinienvorschläge zur allgemeinen Vergabe und zur sektorenspezifi schen Verga-
be) und Konzessionsvergabe vorgelegt. Der Deutsche Städtetag hat wiederholt darauf 
hingewiesen, dass die Richtlinienentwürfe mit ihrem Umfang und Komplexität nicht nur 
keinen Beitrag zur Entbürokratisierung leisten. Die geplante Aufhebung der Trennung 
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zwischen sog. „A“ und „B“- Dienstleistungen bei den sozialen Dienstleistungen, die 
Ausschreibungspfl icht für kommunale Kredite sowie die Regelungen zu interkommu-
naler Zusammenarbeit und Inhouse-Vergabe sind aus kommunaler Sicht kritisch zu 
bewerten. In den gemeinsam mit den anderen kommunalen Spitzenverbände und dem 
VKU geführten zahlreichen Gespräche mit Mitgliedern der EU-Kommission sowie des 
EP konnten einige Änderungen im Hinblick auf die allgemeine Vergabe erreicht werden, 
etwa die Streichung der geplanten Ausschreibungspfl icht für kommunale Kredite und 
die Herausnahme des Zivil- und Katastrophenschutzes und der Gefahrenabwehr aus 
dem Anwendungsbereich der Richtlinie. 

Deutliche Kritik übt der Deutsche Städtetag gegenüber der EU-Richtlinie über die Kon-
zessionsvergabe. Diese Richtlinie würde nachhaltig in den Kernbestand der Organi-
sationsfreiheit der Kommunen bei der Daseinsvorsorge eingreifen , insbesondere der 
kommunalen Wasserwirtschaft. Daher setzt sich der Deutsche Städtetag gemeinsam 
mit den anderen kommunalen Spitzenverbänden und dem VKU gegenüber der EU und 
der Bundesregierung dafür ein, die Wasserwirtschaft aus dem Anwendungsbereich der 
Richtlinie herauszunehmen. Inwieweit neue Vorschläge der EU, die sich auf die Positi-
onen des Deutschen Städtetages zu bewegen, tatsächlich zum Tragen kommen, wird 
das Trilogverfahren zeigen. Dabei wird sich der Deutsche Städtetag auch für kommu-
nalverträgliche, vollziehbare und sachgerechte Regelungen zur Vergabe bei interkom-
munalen Kooperationen und bei der Inhouse-Vergabe einsetzen. 

Umsetzung der Energiewende

Der Deutsche Städtetag hat sich im Berichtszeitraum intensiv mit dem Energiekonzept 
der Bundesregierung auseinander gesetzt und die Energiewende begrüßt. Der Deut-
sche Städtetag hält es dabei für notwendig, dass die Umsetzung der Energiewende 
besser koordiniert wird und der Bund gemeinsam mit den Ländern, den Kommunen, 
den kommunalen Energieversorgern und der gesamten Energiewirtschaft ein Energie-
marktdesign erarbeitet, das die Umsetzung der energiepolitischen Ziele wirtschaftlich 
und ökologisch vertretbar ermöglicht, die Versorgungssicherheit gewährleistet und die 
Verbraucherinteressen berücksichtigt. Zudem müssen die rechtlichen und wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen für die Kommunen und die kommunalen Energieversor-
gungsunternehmen an die neuen Erfordernisse angepasst werden. Dazu zählen u.a. 
Regelungen im Energiewirtschaftsgesetz, um Netzübernahmen durch die Kommunen 
bzw. durch kommunale Unternehmen einfacher ermöglichen zu können. Eine Reform 
des Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) kann nur im Zusammenhang mit der Erarbei-
tung des neuen Energiemarktdesign erfolgen. Die Umsetzung der Energiewende wird 
kommunal intensiv vorangetrieben, als wichtiges Teilelement des Klimaschutzes. Des 
Weiteren werden vermehrt Maßnahmen der Klimaanpassung, wozu der Deutsche Städ-
tetag im Sommer 2012 ein Positionspapier veröffentlicht hat, verbunden mit den Kon-
zepten des Klimaschutzes.
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Der Deutsche Städtetag beteiligt sich auch intensiv an den Konsultationsverfahren für 
den Netzausbau und den Netzumbau auf Übertragungsnetzebene sowie an der Debat-
te um energetische Gebäudesanierung. Die Positionen des Deutschen Städtetages zur 
Energiepolitik wurden unter anderem mit dem Bundesumweltminister Mitte September 
2012 in der Konferenz der unmittelbaren Mitgliedsstädte erörtert.

Ein wesentlicher Baustein der Energiewende sind Maßnahmen zur Verbesserung der 
Energieeffi zienz. Vorgaben hierzu macht die EU-Energieeffi zienzrichtlinie, die bis zum 
5.6.2014 in nationales Recht umzusetzen ist. Die während des Legislativverfahrens 
heftig umstrittene geplante Sanierungsquote von drei Prozent für alle öffentlichen Ge-
bäude wurde durch den anhaltenden Widerstand des Deutschen Städtetages sowie 
der anderen kommunalen Spitzenverbände wieder aus dem Richtlinienentwurf gestri-
chen. Im Rahmen der innerstaatlichen Debatte um eine bessere Energieeffi zienz hat der 
Deutsche Städtetag den Bund aufgefordert, die Förderprogramme für die energetische 
Gebäudesanierung und den energieeffi zienten Neubau deutlich aufzustocken. Insofern 
ist das vom Bund zusätzlich zu den KfW-CO2-Gebäudesanierungsprogrammen vorge-
sehene neue Zuschussprogramm, das mit jährlich 300 Millionen Euro dotiert ist, positiv 
zu bewerten. 

Tarifeinigung für die kommunalen Arbeitgeber

In den Beratungen der Gremien des Deutschen Städtetages spielten erneut die Tarif-
verhandlungen eine große Rolle. Nach intensiven Verhandlungen haben die Tarifpar-
teien für den öffentlichen Dienst von Bund und Kommunen am 31.3.2012 einen Tarif-
abschluss erzielt. Das Gesamtpaket der Einigung ist für die kommunalen Arbeitgeber 
ein schwieriger, angesichts der Ausgangslage aber noch tragbarer Kompromiss. Die 
Tarifsteigerungen bedeuten für die kommunalen Arbeitgeber mit den linearen Steige-
rungen ab März 2012 um 3,5 Prozent, ab Januar 2013 um 1,4 Prozent und ab August 
2013 um weitere 1,4 Prozent erhebliche fi nanzielle Belastungen. Letztendlich ist dieser 
schwierige Kompromiss jedoch von der Erkenntnis getragen gewesen, dass in einer 
nachfolgenden Schlichtung oder gar in einem Erzwingungsstreik die Belastungen für 
die Kommunen und auch für die Bürgerinnen und Bürger noch höher hätten ausfallen 
können. Positiv ist, dass ein Mindestbetrag, wie von den Gewerkschaften gefordert, 
verhindert werden konnte. Damit konnte eine überproportionale Verteuerung der unte-
ren Entgeltgruppen verhindert werden. Mit dem Tarifabschluss wurde auch eine Neu-
regelung des Urlaubsanspruchs vereinbart, wonach der Urlaubsanspruch künftig 29 
Arbeitstage und nach dem vollendeten 55. Lebensjahr 30 Arbeitstage beträgt. Mit der 
Neuregelung ist es gelungen, die beträchtlichen Auswirkungen, die eine Anpassung 
des Urlaubsanspruchs für alle Beschäftigten auf 30 Tage nach sich gezogen hätte, zu 
verhindern. 



15Die Arbeit des Deutschen Städtetages 2011/2012 in Schwerpunkten

GEMA Tarifreform

Die von der Verwertungsgesellschaft für Musikrechte (GEMA) geplante Tarifreform hat 
erhebliche Auswirkungen auf kommunale Veranstaltungen, bei denen urheberrechtlich 
geschützte Musik genutzt wird. Der Deutsche Städtetag hat darauf aufmerksam ge-
macht, dass die künftigen Tarife für viele Kommunen deutliche Mehrbelastungen be-
wirken und somit die Durchführung von Veranstaltungen, wie Stadt- und Stadtteilfeste, 
Weihnachts- oder Jahrmärkte, wesentlich erschweren oder ganz unmöglich machen. 
Die kommunalen Spitzenverbände haben im Sommer 2012 Verhandlungen mit der 
GEMA aufgenommen, um einen Gesamtvertrag zu vereinbaren, der den kommunalen 
Veranstaltungen Rechnung trägt. Zunächst konnte erreicht werden, dass die ursprüng-
lich am 1.4.2013 in Kraft tretende Tarifreform seitens der GEMA ausgesetzt und für das 
Jahr 2013 eine Übergangslösung vereinbart worden ist. Mit der darin enthaltenen fünf-
prozentigen Anhebung der Tarife zum 1.1.2013 konnten erhebliche Mehrbelastungen 
der Kommunen vorerst verhindert werden.




